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Stellungnahme 
 

Wien, am 21. Dezember 2012 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 

das Schulorganisationsgesetz, das 

Berufsausbildungsgesetz, das 

Schulpflichtgesetz und das 

Bundesgesetz betreffend die Grundsätze 

für land- und forstwirtschaftliche 

Berufsschulen geändert werden 

(Facharbeiter-Ausbildungsinitiative -

Gesetz 2013); Begutachtungs- und 

Konsultationsverfahren  

 

Sehr geehrte Damen und Herren! 

      

 

Bezugnehmend auf Ihr Schreiben vom 9. November 2012 gibt der 

Österreichische Städtebund zum Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 

Schulorganisationsgesetz, das Schulpflichtgesetz und das Bundesgesetz 

betreffend die Grundsätze für land- und forstwirtschaftliche Berufsschulen 

geändert werden, nach Begutachtung und Prüfung folgende Stellungnahme ab:  
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Die Unterstützung durch das Arbeitsmarktservice für die Absolvierung von 

Lehrberufen wird aus arbeitsmarktpolitischen Gesichtspunkten grundsätzlich begrüßt. 

 

Allerdings sollte die Finanzierung dieser Maßnahmen folglich auch durch das 

Arbeitsmarktservice erfolgen und nicht über den Berufsschulfondsbeitrag wieder die 

Kommunen, die sich ohnehin bereits in einer sehr angespannten Finanzsituation befinden, 

belasten.  

 

Der Österreichische Städtebund ersucht, die Anregungen in die gegenständliche 

Novelle einfließen zu lassen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

OSR Dr. Thomas Weninger, MLS 

Generalsekretär 
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